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Beschaffungen ohne Informatikbereich
Trend
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Beschaffungen der zentralen Bundesverwaltung, Anteil der nicht ausgeschriebenen Vergaben
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Beschaffungen im Informatikbereich
Trend

Berücksichtigt sind nur Vergaben, die über dem WTO-Schwellenwert liegen und von Gesetzes wegen im Normalfall ausgeschrieben werden müssten.

Lesehilfe: Im Informatikbereich bewegt sich der Anteil der nicht ausgeschriebenen Beschaffungen des Bundes in den letzten 6 Jahren konstant um die 45 Prozent,
während er bei den übrigen Beschaffungen von rund 25 auf 15 Prozent gesunken ist.
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Dem Gemeindeammann von Wohlen wird mehrfacher
Betrug vorgeworfen. Er steht vor der Absetzung SEITE 16

Für die FDP sind die bilateralen Verträge unentbehrlich.
Der Bundesrat steht unter Zeitdruck. SEITE 17

Bund schreibt 45 Prozent
der IT-Aufträge nicht aus
Eine Auswertung der Universität Bern zeigt eine wenig transparente Vergabepolitik des Bundes

Während die Gesamtzahl der
freihändigen Vergaben beim
Bund zurückgeht, bleibt sie
im Informatikbereich konstant
hoch. Dies ist auch ein Indiz für
die Abhängigkeit von einzelnen
Anbietern. Dabei gäbe es
durchaus Alternativen.

JAN FLÜCKIGER, BERN

Immer wieder wird vonseiten der Infor-
matikbranche die Kritik laut, der Bund
vergebe zu viele Informatikaufträge
ohne Ausschreibung. Damit mache er
sich von einzelnen Anbietern abhängig
und zahle zu hohe Preise. Gleichzeitig
werde der Wettbewerb abgewürgt: Für
Firmen, die nicht bereits zu den Liefe-
ranten des Bundes gehörten, sei es
schwierig, an Aufträge zu gelangen. Be-
feuert wird diese Kritik von bekannten
Fällen wie dem Projekt «Insieme» oder
dem mutmasslichen Fall von Beste-
chung im Staatssekretariat für Wirt-
schaft, bei denen die Beschaffung offen-
sichtlich nicht korrekt abgelaufen ist.

Über diese Einzelfälle hinaus gibt es
bis jetzt keinen umfassenden Überblick,
wie es um die Vergabepraxis des Bundes
wirklich steht.Das hatMatthias Stürmer,
Leiter der Forschungsstelle Digitale
Nachhaltigkeit der Universität Bern,
dazu veranlasst, eine detaillierte Aus-
wertung sämtlicher Beschaffungen vor-
zunehmen, die in den letzten sechs Jah-
ren auf der offiziellen PlattformdesBun-
des Simap veröffentlicht wurden. Dort
werden nur Aufträge publiziert, deren
Volumen den WTO-Schwellenwert
überschreiten, ab dem eine Ausschrei-
bung gesetzlich gefordert ist. FürDienst-
leistungen beträgt dieser Wert 230 000
Franken, für Bauwerke 8,7 Millionen
Franken. Die Ausschreibungspflicht ent-
fällt allerdings in Ausnahmefällen.

Oft fehlt das Know-how

Stürmers Befund ist aufschlussreich. So
zeigt die Auswertung, dass von insge-
samt 5823 Beschaffungen der Bundes-
verwaltung zwischen Juli 2009 und Sep-
tember 2015 rund ein Viertel freihändig,
also ohneAusschreibung, vergebenwur-
de (23,8 Prozent). Immerhin ist der
Trend rückläufig: 2009 betrug derAnteil
der freihändigen Vergaben gegen 30
Prozent, 2015 noch knapp 20 Prozent.

Interessanter ist allerdings eine Auf-
schlüsselung der Beschaffungen nach
Branche. So zeigt die Auswertung, dass
im Informatikbereich konstant über 40
Prozent der Aufträge freihändig ver-
geben wurden. Der Schnitt der vergan-
genen sechs Jahre beträgt gar 45,6 Pro-
zent. Dies im Gegensatz zu den rest-
lichen Aufträgen, die im langjährigen
Trend von 25 Prozent auf 15 Prozent ge-
sunken sind (siehe Grafik). Dieser
Unterschied kommt nicht von ungefähr.
Der Informatikbereich ist besonders an-
fällig für freihändige Vergaben, aus meh-
reren Gründen. Einerseits ist die Mate-
rie, vor allem bei der Software, komplex.
Viele Auftraggeber haben das Know-
how nicht, ein IT-Projekt so auszuschrei-
ben, dass die Anforderungen Produkt-
oderAnbieter-neutral formuliert sind.Es
ist einfacher, ein bestehendes Produkt
auszubauenoder einenVertragweiterzu-
führen, als ein neues Produkt zu bestel-
len. Meist bestehen Abhängigkeiten zu
anderen Produkten. Im Gegensatz zu
Büromöbeln können Software-Bestand-
teile nicht ohne weiteres ausgetauscht
werden. Deshalb sieht die Verordnung

über das Beschaffungswesen Ausnah-
men vor. Wenn aufgrund von «techni-
schen Besonderheiten» nur ein Anbieter
infrage kommt, muss ein Auftrag nicht
ausgeschriebenwerden. Ebenso, wenn es
um «Leistungen zur Ersetzung, Ergän-
zung oder Erweiterung bereits erbrach-
ter Leistungen» geht und durch die Be-
rücksichtigung eines bestimmten Anbie-
ters «die Austauschbarkeit mit schon
vorhandenem Material oder Dienstleis-
tungen gewährleistet ist».

Dürftig begründete Ausnahmen

Diese Ausnahmen seien sinnvoll, heisst
es beim Bundesamt für Bauten und
Logistik (BBL), der Bundesstelle, wel-
che für die gesamte Verwaltung für kor-
rekte Ausschreibungen zuständig ist.
Gerade im Informatikbereich seien die
technologischen Entwicklungen kaum
voraussehbar. Es sei deshalb schwierig,
Leistungen zu standardisieren. Häufig
gebe es «systembedingt technische Ab-
hängigkeiten». Wichtiger als die abso-
lute Zahl der freihändigen Vergaben
seien der ordnungsgemässe Ablauf des
Vergabeverfahrens und die korrekte
Handhabung der Ausnahmen.

Dazu würde allerdings für jede frei-
händige Vergabe eine ausführliche Be-
gründung gehören. Zumindest bei der
veröffentlichten Version der Zuschläge
fehlt diese Begründung jedoch meist.
«Öffentlich werden fast nie aussagekräf-
tige Begründungen angegeben, weshalb
eine freihändige Vergabe stattgefunden
hat», sagt Matthias Stürmer dazu. Es
werde einfach behauptet, dass es keine
Alternative gebe oder dass es ein Folge-
auftrag sei. Die Behörden hätten einen
sehr hohen Interpretationsspielraum.

Stürmer kann die Behörden ver-
stehen. Anforderungen an ein IT-Pro-
dukt zu analysieren und Pflichtenhefte
zu erstellen, sei sehr aufwendig. DieVer-
suchung sei deshalb gross, bestehende
Verträge freihändig zu verlängern. Oft
sei es zudem tatsächlich so, dass es kaum
eine Alternative gebe, weil man sich be-
reits bei einem früheren Zuschlag von
einemAnbieter abhängig gemacht habe.
Kurzfristig könne eine freihändige Ver-
gabe für die Behörde und für den Liefe-
ranten vonVorteil sein. Langfristig zahle
die Verwaltung aufgrund des fehlenden
Wettbewerbs aber zu hohe Preise und
erhalte keine optimalen Leistungen. Zu-
dem werde die Innovation gehemmt.

Das BBL betont, gemäss eigenen Be-
rechnungen, welche nicht nur die An-
zahl, sondern auch die Preise der IT-Be-
schaffungen erfassten, seien im Zeit-
raum von 2012 bis 2014 gemessen am
Gesamtvolumen lediglich 18 Prozent
freihändig vergeben worden. Stürmer
hat Mühe, dies nachzuvollziehen. Denn
von den über 5000 Ausschreibungen,
die er analysiert hat, fehlte bei über 1000
eine realistische Preisangabe. Oft sei gar
kein Preis angegeben.

Abhängigkeit verringern

Stürmer sieht drei Ansätze, die Abhän-
gigkeit des Bundes von einzelnen An-
bietern zu verringern: Erstens brauche
es funktionale Ausschreibungen, die
nicht bestimmte Firmenprodukte vor-
geben würden. Zweitens müsse mög-
lichst Software mit offenen Schnittstel-
len oder frei zugänglichem Quellcode,
also Open-Source-Lösungen, beschafft
werden. Zwar entstünden auch dort Ab-
hängigkeiten von der Software; diese
könne aber von unterschiedlichen Fir-
men gewartet undweiterentwickelt wer-
den. Drittens brauche der Bund mehr
internes Personal zur Wartung undWei-
terentwicklung von IT-Projekten.

Generell müsse es ein zentraler Teil
der Informatikstrategie sein, dieAbhän-
gigkeit von Anbietern auf ein Minimum
zu reduzieren. Gefordert wäre also das
Informatikstrategieorgan des Bundes.
Dort sieht man aber keinen Handlungs-
bedarf. Die BBL-Statistik zeige, dass die
Bestrebungen, den Anteil freihändiger
Vergaben möglichst tief zu halten, er-
folgreich seien. In eine andere Richtung
deutet allerdings, dass ausgerechnet die
zwei grössten Informatikstellen des
Bundes, das Bundesamt für Informatik
und das Informatikzentrum des Justiz-
departements, zu den eifrigsten Nutzern
freihändiger Verfahren gehören (siehe
Tabelle) und überdies einen sehr hohen
Anteil externer Mitarbeiter aufweisen.

Wer am meisten ohne Ausschreibung beschafft
Anteil nicht ausgeschriebener IT-Beschaffungen im Zeitraum von Juli 2009 bis September 2015

Kunde Zuschläge nicht ausgeschrieben % nicht ausgeschrieben
Zentrale Bundesverwaltung
Informatiksupport EJPD 61 41 67%
Bundesamt für Bauten und Logistik 21 14 67%
Bundesamt für Statistik 33 20 61%
Armasuisse 47 27 57%
Bundesamt für Strassen 157 68 43%
Bundesamt für Informatik und Telekommunikation 251 68 27%
Führungsunterstützung Armee 68 15 22%
Bundesnahe Betriebe
ETH Zürich 63 40 63%
Post 55 33 60%
SBB 72 21 29%
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Anklage gegen
Dieter Behring
Elfjähriges Verfahren abgeschlossen

tri. Die Bundesanwaltschaft (BA) kann
aufatmen – zumindest vorerst. Fast auf
den Tag genau 11 Jahre nach Eröffnung
des Strafverfahrens gegen den ehemals
gefeierten Basler Börsenguru Dieter
Behring hat sie beim Bundesstraf-
gericht in Bellinzona endlich Anklage
gegen den mittlerweile 60-Jährigen er-
hoben. Behring werden gewerbsmässi-
ger Betrug sowie qualifizierte Geld-
wäscherei vorgeworfen. Die Verjäh-
rungsfrist für die fraglichen Delikte be-
trägt 15 Jahre.

Wundersame Geldvermehrung

Die ungewöhnlich lange Dauer des Ver-
fahrens rechtfertigt die BA mit dem
Umfang und der Komplexität des Falles,
in den neben Behring weitere 10 Be-
schuldigte und 1387 (Stand Mitte 2012)
Geschädigte im In- und Ausland als Pri-
vatkläger involviert sind. Der Akten-
berg soll mehrere tausend Bundes-
ordner füllen. Zudem haben laut BA die
2011 eingeführte eidgenössische Straf-
prozessordnung sowie diverse Entsiege-
lungs- und Beschwerdeverfahren die
Untersuchung weiter verzögert. Der be-
schuldigte Financier erhob allein in den
zwei Jahren nach der Verfahrenseröff-
nung imOktober 2004 elf Beschwerden.
DieBA trug aber durch denWechsel der
Verfahrensleitung ebenfalls dazu bei,
dass Behring nicht schneller angeklagt
werden konnte.

Dieter Behring soll eine Art Schnee-
ballsystembetrieben haben und imZeit-
raum zwischen 1998 und 2004 etwa 2000
Anleger geprellt haben. Über Vermö-
gensverwalter, Treuhänder und Finanz-
berater flossen dem «System Behring»
rund 820 Millionen Franken an Investo-
rengeldern zu, die er auf der Basis eines
selbstentwickelten Handelssystems auf
vermeintlich wundersame Weise ver-
mehrte. Nachdem das System implo-
diert war, konnte ein auf den Jungfern-
inseln bestellter Konkursverwalter auf
mehreren Bankkonten gerade noch 1,5
Millionen Dollar sicherstellen. Behring
sass daraufhin während mehrerer Mo-
nate in Untersuchungshaft.

Fokus auf Hauptbeschuldigten

Angesichts der drohenden Verjährungs-
frist der mutmasslichen Delikte be-
schloss die BA bereits Ende 2012, sich
auf zwei Anklagepunkte und den
Hauptbeschuldigten Behring zu fokus-
sieren und das Verfahren gegen die
wichtigsten Vertreiber der Behring-
schen Anlageprodukte einzustellen. So
wurden insgesamt elf (Teil-)Einstellun-
gen in verschiedenen Sachverhalts- und
Vorwurfsbereichen gegenüber mehre-
ren der ursprünglich Beschuldigten ver-
fügt. Die Strafanträge stellt die BA an
der Verhandlung in Bellinzona.
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